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Malta hat in der jüngeren Vergangenheit eine ambivalente Haltung zur Integration in die 
euro-atlantischen Institutionen eingenommen. Wenn es um die EU-Mitgliedschaft  ging, 
war die maltesische Nationalist Party dafür und die Labour Party dagegen. Mittlerweile 
haben  freilich  auch  die  Sozialdemokraten  ihren  Frieden  mit  der  Europäischen  Union 
geschlossen. Doch wenn es um die Sicherheits- und Verteidigungspolitik geht, kommen 
die traditionellen Vorbehalte erneut zum Vorschein. Malta ist kein Mitglied der NATO, hat 
aber das Rahmendokument der 1994 ins Leben gerufenen Partnerschaft für den Frieden 
(PfP) 1995 unterzeichnet. 1996 wurde allerdings die Mitgliedschaft suspendiert.1 Dies war 
eine der ersten Amtshandlungen des neugewählten Ministerpräsidenten Alfred Sant von 
der  Labour  Party.  Dementsprechend  reaktivierte  der  frisch  gewählte  Ministerpräsident 
Lawrence Gonzi von der Nationalist Party 2008 die Partnerschaft für den Frieden. Ange-
sichts der Ereignisse in Libyen seit 2011 mit Bürgerkrieg und NATO-Intervention wird das 
Prinzip der Neutralität, zumindest aber seine Auslegung angesichts des Islamischen Staat 
in Syrien und Irak und der Lage in Libyen, vorsichtig – nicht in der Politik, wohl aber in 
den Medien2 – infrage gestellt. Die sicherheitspolitischen Perzeptionen sind mit Blick auf 
die Geschichte Maltas zu betrachten. Überfallen und erobert zu werden war für die malte-
sische Bevölkerung in ihrer Geschichte so etwas wie der Normalzustand. Ob es die Phöni-
zier, die Römer, die Goten, die Byzantiner, die Araber, die Normannen, die Osmanen, die 
Spanier, die Franzosen oder auch die Italiener und Deutschen im Zweiten Weltkrieg waren 
– sie alle trachteten danach, die Herrschaft über die kleine Insel zu erlangen. Da ist es 
nachvollziehbar, dass der 1974 gegründete Staat in der Verfassung die Neutralität veran-
kert hat, was durch den Beitrittsvertrag zur Europäischen Union noch einmal festgeschrie-
ben wurde: „Malta is a neutral state actively pursuing peace, security and social progress 
among all nations by adhering to a policy of non-alignment and refusing to participate in 
any military alliance.”3

Flüchtlingsströme

Als ein Staat, der von der Ostküste Tunesiens gerade einmal gut 300 Kilometer und von 
der italienischen Insel Lampedusa nur rund 180 Kilometer entfernt liegt, ist Malta natür-
lich auch von den Flüchtlingsströmen betroffen, die sich von Nordafrika auf den Weg nach 
Europa machen. Ende 2014 hat der Hohe Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen 
(UNHCR) für die EU-Mittelmeerstaaten folgende Zahlen für Flüchtlinge gemeldet: Malta 
6.095, Zypern 5.126, Griechenland 7.304 und Italien 93.715.4 Für Flüchtlinge ist Malta 

1 Im März 2008 stellte Malta den Antrag zur Wiederaufnahme der Zusammenarbeit im Rahmen der PfP. 
Diese soll sich im Hinblick auf die Neutralität nach Maltas Wünschen auf Ausbildung, humanitäre Hilfe 
und Krisenmanagement beschränken.

2 Michael Briguglio: Foreign Policy in turmoil, in: Times of Malta, 16.3.2015.
3 Constitution of Malta, Art. 1 Abs. 3, abrufbar unter: http://justiceservices.gov.mt/DownloadDocument.as 

px?app=lom&itemid=8566 (letzter Zugriff: 23.6.2015).
4 UNHCR: World at War. Global Trends. Forced Displacement in 2014, 18.6.2015.
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Die Europapolitik in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union

anders als Lampedusa weniger attraktiv, da die Weiterreise in die nördlichen EU-Länder 
kaum möglich ist; die Flüchtlinge sitzen fest. Die Insassen von Flüchtlingsbooten weigern 
sich daher auch, von maltesischen Patrouillenbooten gerettet zu werden. Betrachtet man 
die Asylbewerberzahlen, dann waren diese 2014 – absolut gesehen – für Malta mit 1.350 
gering (Griechenland: 9.430, Italien: 64.625).5 Maltas Anteil an Asylbewerbern der gesam-
ten Europäischen Union kam auf 0,2 Prozent (Griechenland: 1,5 Prozent,  Italien:  10,3 
Prozent). Im Vergleich der Zahl der Asylbewerber zur Einwohnerzahl ändert sich das Bild. 
Dann kommen nämlich 3,2 Bewerber auf 1.000 Einwohner in Malta (Griechenland: 0,9 
Prozent, Italien: 1,1 Prozent) Nur Schweden mit einem Anteil von 8,4 Prozent, Ungarn 
von 4,3 und Österreich von 3,3 kommen auf höhere Relationen. Unter diesen Umständen 
ist es wenig verwunderlich, dass die Berichte über die Lage von Flüchtlingen und Asylbe-
werber  auf  Malta wenig positiv  ausfallen.  Im Juli  2013 war Malta  vom Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte dafür verurteilt worden, Flüchtlinge unter menschenun-
würdigen und unrechtmäßigen Bedingungen zu inhaftieren. Malta hat alle Gründe, eine 
durchgreifende  Veränderung  des  EU-Flüchtlingsregimes  inklusive  einer  angemessenen 
Verteilung von Asylbewerbern und damit mehr Solidarität von den EU-Staaten zu fordern.6

Innen- und Wirtschaftspolitik

Dass sich die Flüchtlingsproblematik auf Malta nicht weiter zuspitzt, liegt sicher auch an 
der  im Vergleich mit den übrigen EU-Mitgliedstaaten positiven wirtschaftlichen Lage.7 
2014  erreichte  Malta  ein  Wirtschaftswachstum von  3,3  Prozent,  das  von  der  starken 
Inlandsnachfrage und den Investitionen im Energiesektor begünstigt wurde. Bezogen auf 
den Index 100 für das Bruttoinlandprodukt (BIP) im ersten Quartal 2008, hat Malta 2014 
mit einem Index von über 115 den Stand vor Ausbruch der Finanzkrise bereits wieder 
deutlich übertroffen. Beim Euroraum betrug der Index 2014 lediglich 98.8 Auch die Lage 
auf dem Arbeitsmarkt ist günstig. Der Export von Waren und Dienstleistungen hat sich 
2014 gegenüber dem Vorjahr erholt, wobei die Abwertung des Euros diese Entwicklung 
unterstützt hat. Die Zahlungsbilanz weist demgemäß ein Plus von 3 Prozent des BIP aus. 
Bei einer durchschnittlichen EU-weiten Arbeitslosenquote von 10,2 Prozent kam Malta 
2014 lediglich  auf  5,9  Prozent.  Die  Regierung des  sozialistischen  Ministerpräsidenten 
Joseph Muscat hat die Beschäftigung im öffentlichen Sektor ausgedehnt. Der öffentliche 
Personenverkehr  wurde  im Januar  2014  verstaatlicht.  725  Busfahrer  wurden  Staatsbe-
dienstete.9 Weil darunter allerdings die Wartung der Fahrzeuge litt, wurde das Verkehrswe-
sen 2015 wieder privatisiert. Die öffentlichen Finanzen schneiden im Vergleich mit dem 
EU-Durchschnitt positiv ab: 2014 betrug Maltas Haushaltsdefizit 2,1 Prozent des BIP (2,9 
Prozent EU-28) und die Gesamtverschuldung kam auf 68 Prozent (86,8 Prozent EU-28).
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